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durch qualitativ hochwertige Daten und Analysen erleichtert
werden kann, und ermutigt die zuständigen Entwicklungsin-
stitutionen, namentlich die Handels- und Entwicklungskonfe-
renz der Vereinten Nationen, sich weiter mit dieser Frage, ein-
schließlich ihrer potenziellen Auswirkungen auf die Entwick-
lungsaussichten von Entwicklungsländern, zu befassen; 

14. unterstreicht die Bedeutung starker innerstaatlicher
Institutionen, wenn es darum geht, die Wirtschaftstätigkeit
und die Finanzstabilität mit dem Ziel der Herbeiführung von
Wachstum und Entwicklung zu fördern, unter anderem durch
eine solide makroökonomische Politik und durch Maßnah-
men zur Stärkung der regulatorischen Systeme des Unterneh-
mens-, Finanz- und Bankensektors, und unterstreicht außer-
dem, dass internationale Kooperationsinitiativen auf diesen
Gebieten den Zufluss von Kapital in die Entwicklungsländer
fördern sollen; 

15. nimmt Kenntnis von der Abhaltung der Jahrestagung
des Internationalen Währungsfonds im September 2006, be-
tont, wie wichtig eine rasche Einigung auf ein glaubwürdiges
und mit Fristen versehenes Paket von Quoten- und Stimm-
rechtsreformen in dem Fonds ist, verweist erneut auf die Not-
wendigkeit, die Frage der Ausweitung des Stimmrechts und
der Mitwirkung der Entwicklungsländer in den Bretton-
Woods-Institutionen wirksam anzugehen, legt den Bretton-
Woods-Institutionen nahe, weitere wirksame Maßnahmen zu
ergreifen, und bittet die Weltbank und den Fonds, weiter In-
formationen zu dieser Frage bereitzustellen und dabei auf die
bestehenden Kooperationsforen, einschließlich derjenigen un-
ter Beteiligung von Mitgliedstaaten, zurückzugreifen; 

16. betont, dass es unerlässlich ist, die wirksame und aus-
gewogene Mitwirkung der Entwicklungsländer an der Ausar-
beitung finanzieller Normen und Regeln zu gewährleisten, un-
terstreicht die Notwendigkeit, die freiwillige und stufenweise
Anwendung dieser Normen und Regeln als Beitrag zur Ver-
ringerung der Anfälligkeit für Finanzkrisen und der Anstek-
kungsgefahr sicherzustellen, und stellt fest, dass mehr als ein-
hundert Länder an einem gemeinsamen Programm der Welt-
bank und des Internationalen Währungsfonds zur Bewertung
des Finanzsektors teilgenommen oder ihre Bereitschaft zur
Teilnahme daran erklärt haben33; 

17. nimmt Kenntnis von dem Vorschlag, Sonderzie-
hungsrechte für Entwicklungszwecke zuzuteilen, und ist der
Auffassung, dass jede Evaluierung der Zuteilung von Sonder-
ziehungsrechten in Übereinstimmung mit dem Übereinkom-
men über den Internationalen Währungsfonds und der gültigen
Geschäftsordnung des Fonds erfolgen muss, was die Berück-
sichtigung des weltweiten Bedarfs an Liquidität auf interna-
tionaler Ebene erfordert; 

18. nimmt außerdem Kenntnis von den im Internationa-
len Währungsfonds geführten ersten Erörterungen über ein
neues Liquiditätsinstrument, das Entwicklungsländern mit
Marktzugang, die eine solide Wirtschaftspolitik verfolgen,

aber dennoch weiter schockanfällig sind, Zugang zu erhöhter
finanzieller Unterstützung eröffnen würde; 

19. bittet die multilateralen und regionalen Entwick-
lungsbanken und Entwicklungsfonds, auch weiterhin eine ent-
scheidende Rolle bei der Deckung des Entwicklungsbedarfs
der Entwicklungs- und Transformationsländer zu spielen, so
auch nach Bedarf durch koordinierte Maßnahmen, und betont,
dass gestärkte regionale Entwicklungsbanken und subregiona-
le Finanzinstitutionen die nationalen und regionalen Entwick-
lungsanstrengungen mit flexibler finanzieller Unterstützung
flankieren und so die Eigenverantwortung und die Gesamtef-
fizienz steigern und zudem den Entwicklungsländern unter ih-
ren Mitgliedern als wichtige Quelle des Wissens und des Sach-
verstands dienen; 

20. fordert die multilateralen Finanzinstitutionen auf,
sich weiterhin darum zu bemühen, bei der grundsatzpoliti-
schen Beratung und der Bereitstellung technischer Hilfe und
finanzieller Unterstützung an die Mitgliedstaaten auf nationa-
ler Eigenverantwortung beruhenden Reform- und Entwick-
lungsstrategien zu folgen, den besonderen Erfordernissen und
Durchführungskapazitäten der Entwicklungs- und Transfor-
mationsländer gebührend Rechnung zu tragen und die negati-
ven Auswirkungen der Anpassungsprogramme auf die schwä-
cheren Gesellschaftsgruppen auf ein Mindestmaß zu reduzie-
ren und gleichzeitig zu bedenken, wie wichtig gleichstellungs-
orientierte Politiken und Strategien zu Gunsten der Beschäfti-
gung sowie zur Bekämpfung von Hunger und Armut sind; 

21. betont, dass es in Anbetracht der negativen Auswir-
kungen unangemessener Politiken notwendig ist, die Stan-
dards der Unternehmensführung und der öffentlichen Verwal-
tung fortlaufend zu verbessern, namentlich in Bezug auf Rech-
nungslegung, Rechnungsprüfung und Maßnahmen zur Ge-
währleistung der Transparenz; 

22. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen; 

23. beschließt, den Unterpunkt „Internationales Finanz-
system und Entwicklung“ unter dem Punkt „Fragen der ma-
kroökonomischen Politik“ in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 61/188

Verabschiedet auf der 83. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/420/Add.3, Ziff. 8)34.

61/188. Auslandsverschuldungskrise und Entwicklung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 58/203 vom 23. De-
zember 2003, 59/223 vom 22. Dezember 2004 und 60/187

33 Siehe A/59/218 und Corr.1, Ziff. 15. 
34 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der Be-
richterstatterin des Ausschusses vorgelegt.
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vom 22. Dezember 2005 über die Auslandsverschuldungskrise
und die Entwicklung, 

sowie unter Hinweis auf die Internationale Konferenz über
Entwicklungsfinanzierung und ihr Ergebnis35, in dem aner-
kannt wird, dass eine nachhaltige Schuldenfinanzierung ein
wichtiges Element zur Mobilisierung von Ressourcen für öf-
fentliche und private Investitionen ist, 

ferner unter Hinweis auf die am 8. September 2000 verab-
schiedete Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen36,

unter Hinweis auf das Ergebnis des Weltgipfels 200537,
sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 60/265 vom

30. Juni 2006 über die Weiterverfolgung der entwicklungsbe-
zogenen Ergebnisse des Weltgipfels 2005, einschließlich der
Millenniums-Entwicklungsziele und der anderen international
vereinbarten Entwicklungsziele, 

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 57/270 B vom
23. Juni 2003, 

mit Befriedigung feststellend, dass die Entwicklungsländer
als Gruppe im vergangenen Jahr ihre Auslandsverschuldungs-
situation verbessern konnten, jedoch besorgt darüber, dass ei-
nige Entwicklungsländer mit niedrigem und mittlerem Ein-
kommen nach wie vor Schwierigkeiten haben, eine dauerhafte
Lösung für ihre Auslandsverschuldungsprobleme zu finden,
was ihre nachhaltige Entwicklung beeinträchtigen könnte, 

es begrüßend, dass die Initiative für hochverschuldete ar-
me Länder diese Länder in die Lage versetzt hat, ihre Ausga-
ben für das Gesundheits- und das Bildungswesen und andere
soziale Dienste im Einklang mit den nationalen Prioritäten und
Entwicklungsplänen und den international vereinbarten Ent-
wicklungszielen, einschließlich der Millenniums-Entwick-
lungsziele, erheblich zu erhöhen, 

unter Begrüßung der Multilateralen Entschuldungsinitia-
tive38, die es den hochverschuldeten armen Ländern ermögli-
chen wird, ihre Ausgaben für das Gesundheits- und das Bil-
dungswesen und andere soziale Dienste im Einklang mit den
nationalen Prioritäten und Entwicklungsplänen erheblich zu
erhöhen, 

betonend, wie wichtig es ist, die Probleme derjenigen
hochverschuldeten armen Länder zu bewältigen, die Schwie-

rigkeiten bei der Erreichung des Abschlusspunkts im Rahmen
der Initiative für hochverschuldete arme Länder haben, und
mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis darüber, dass sich einige
hochverschuldete arme Länder nach wie vor einer erheblichen
Schuldenlast gegenübersehen und es nach dem Erreichen des
Abschlusspunkts im Rahmen der Initiative vermeiden müssen,
erneut eine untragbare Schuldenlast anzuhäufen, 

sowie betonend, dass die Schuldentragfähigkeit eine we-
sentliche Grundlage für Wachstum ist, und unterstreichend,
wie wichtig die Schuldentragfähigkeit für die Anstrengungen
zur Erreichung der nationalen Entwicklungsziele, einschließ-
lich der Millenniums-Entwicklungsziele, ist und dass die Län-
der die durch Schuldenerleichterungen, insbesondere durch
Schuldenabbau und Schuldenerlass, freigesetzten Mittel für
Maßnahmen zur Beseitigung der Armut und zur Herbeifüh-
rung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums und einer nach-
haltigen Entwicklung sowie zur Erreichung der international
vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Millenni-
ums-Entwicklungsziele, verwenden sollten, 

davon überzeugt, dass ein verbesserter Marktzugang für
Güter und Dienstleistungen, die für die Entwicklungsländer im
Hinblick auf die Ausfuhr von Interesse sind, erheblich zur
Schuldentragfähigkeit in diesen Ländern beiträgt, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs39;

2. betont, dass eine rasche, wirksame, umfassende und
dauerhafte Lösung für die Schuldenprobleme der Entwick-
lungsländer von besonderer Bedeutung ist, da die Schuldenfi-
nanzierung und -erleichterung eine wichtige Quelle von Kapi-
tal für das Wirtschaftswachstum und die Entwicklung sein
kann;

3. betont außerdem, dass Gläubiger und Schuldner die
Verantwortung für die Verhütung untragbarer Verschuldungs-
situationen teilen müssen; 

4. erklärt erneut, dass die Schuldentragfähigkeit vom
Zusammenwirken zahlreicher Faktoren auf internationaler
und nationaler Ebene abhängt, betont, dass die landesspezifi-
schen Gegebenheiten und die Auswirkungen externer Schocks
bei Schuldentragfähigkeitsanalysen berücksichtigt werden
sollten, unterstreicht, dass für die endgültige Beurteilung der
Schuldentragfähigkeit nicht ausschließlich ein einziger Indi-
kator herangezogen werden sollte, erkennt in diesem Zusam-
menhang zwar die Notwendigkeit an, transparente und ver-
gleichbare Indikatoren heranzuziehen, bittet jedoch gleichzei-
tig den Internationalen Währungsfonds und die Weltbank, bei
ihrer Bewertung der Schuldentragfähigkeit den grundlegen-
den Veränderungen Rechnung zu tragen, die unter anderem
durch Naturkatastrophen, Konflikte und Veränderungen der
globalen Wachstumsaussichten oder der Austauschrelationen
verursacht werden, insbesondere bei den rohstoffabhängigen
Entwicklungsländern, sowie weiter Informationen zu dieser
Frage bereitzustellen und dabei auf die bestehenden Koopera-

35 Report of the International Conference on Financing for Development,
Monterrey, Mexico, 18–22 March 2002 (United Nations publication,
Sales No. E.02.II.A.7), Kap. I, Resolution 1, Anlage. In Deutsch verfüg-
bar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ac198-11.pdf.
36 Siehe Resolution 55/2.
37 Siehe Resolution 60/1. 
38 Von der im Rahmen der beiden Initiativen vorgenommenen Entschul-
dung wird erwartet, dass sie den Schuldenbestand von 29 hochverschul-
deten armen Ländern, die den Entscheidungspunkt erreicht haben, um fast
90 Prozent senken wird. „Heavily Indebted Poor Countries (HIPC) Initia-
tive and Multilateral Debt Relief Initiative (MDRI) – Status of Implemen-
tation“ (Initiative für hochverschuldete arme Länder (HIPC) und Multi-
laterale Entschuldungsinitiative (MDRI) – Stand der Umsetzung), erstellt
von Mitarbeitern der Internationalen Entwicklungsorganisation und des
Internationalen Währungsfonds (August 2006). 39 A/61/152.
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tionsforen, einschließlich derjenigen unter Beteiligung von
Mitgliedstaaten, zurückzugreifen; 

5. unterstreicht, dass die langfristige Schuldentragfä-
higkeit unter anderem vom Wirtschaftswachstum, der Mobi-
lisierung einheimischer Ressourcen und den Exportaussichten
der Schuldnerländer und damit von der Schaffung eines ent-
wicklungsfördernden internationalen Umfelds, von Fort-
schritten bei der Verfolgung einer soliden makroökonomi-
schen Politik, einem transparenten und wirksamen ordnungs-
politischen Rahmen sowie von der erfolgreichen Überwin-
dung von Problemen bei der Strukturentwicklung abhängt; 

6. begrüßt die Einführung der Multilateralen Entschul-
dungsinitiative38 und fordert ihre vollständige und rasche
Durchführung sowie die Bereitstellung zusätzlicher Mittel, um
sicherzustellen, dass die Finanzkapazität der internationalen
Finanzinstitutionen nicht verringert wird; 

7. betont in diesem Zusammenhang, dass Schuldener-
leichterung kein Ersatz für andere Finanzierungsquellen ist;

8. fordert die Geber nachdrücklich auf, dafür zu sorgen,
dass sie die von ihnen zugesagten Mittel für die Multilaterale
Entschuldungsinitiative und die Initiative für die hochver-
schuldeten armen Länder zusätzlich zu den bestehenden Hilfs-
zahlungen entrichten, und unterstreicht, dass die Geber die den
betreffenden Finanzinstitutionen entstehenden Kosten für die
Multilaterale Entschuldungsinitiative auf der Grundlage einer
gerechten Lastenteilung unbedingt voll erstatten müssen; 

9. stellt mit Besorgnis fest, dass trotz der erzielten Fort-
schritte einige Länder nach Erreichen des Abschlusspunkts der
Initiative für hochverschuldete arme Länder keine dauerhafte
Schuldentragfähigkeit herbeiführen konnten, betont, wie
wichtig es ist, eine verantwortungsbewusste Kreditvergabe
und -aufnahme zu fördern, und dass es notwendig ist, diesen
Ländern bei der Steuerung ihrer Kreditaufnahme behilflich zu
sein und eine Anhäufung untragbarer Schulden zu vermeiden,
namentlich durch den Einsatz von Zuschüssen und Krediten zu
Vorzugsbedingungen, unterstreicht, wie wichtig die gemein-
samen Rahmenleitlinien des Internationalen Währungsfonds
und der Weltbank zur Schuldentragfähigkeit von Ländern mit
niedrigem Einkommen sind, um sicherstellen zu helfen, dass
neue Kreditaufnahmen seitens der Länder, die die Multilate-
rale Entschuldungsinitiative durchlaufen haben, ihre langfri-
stige Schuldentragfähigkeit nicht untergraben, sieht der Über-
prüfung der Rahmenleitlinien mit Interesse entgegen und be-
fürwortet die Anwendung der verbesserten Rahmenleitlinien
bei Entscheidungen über Kreditvergabe und -aufnahme; 

10. begrüßt und befürwortet die Bemühungen der hoch-
verschuldeten armen Länder, fordert sie auf, ihre innerstaatli-
chen Politiken und ihr Wirtschaftsmanagement unter anderem
durch Armutsbekämpfungsstrategien weiter zu verbessern
und ein der Entwicklung des Privatsektors, dem Wirtschafts-
wachstum und der Armutsminderung förderliches innerstaat-
liches Umfeld zu schaffen, wozu ein stabiler makroökonomi-
scher Rahmen, transparente und rechenschaftspflichtige Sy-
steme für öffentliche Finanzen, ein gesundes Wirtschafts- und
ein berechenbares Investitionsklima gehören, bittet in diesem
Zusammenhang alle Gläubiger, private wie öffentliche, die an

der Initiative für hochverschuldete arme Länder noch nicht in
vollem Umfang mitwirken, sich erheblich stärker an der
Durchführung von Entschuldungsmaßnahmen zu beteiligen,
und bittet die internationalen Finanzinstitutionen und die Ge-
bergemeinschaft um die fortgesetzte Bereitstellung einer an-
gemessenen und ausreichend konzessionären Finanzierung; 

11. betont, dass Schuldenerleichterungen eine entschei-
dende Rolle bei der Freisetzung von Mitteln spielen können,
die dann für Maßnahmen zur Beseitigung der Armut, zur Her-
beiführung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums und einer
nachhaltigen Entwicklung sowie zur Erreichung der interna-
tional vereinbarten Entwicklungsziele, einschließlich der Mil-
lenniums-Entwicklungsziele, verwendet werden sollten, und
fordert die Länder in diesem Zusammenhang nachdrücklich
auf, die durch Schuldenerleichterung, insbesondere durch
Schuldenabbau und Schuldenerlass, freigesetzten Mittel für
diese Ziele zu verwenden; 

12. fordert die Erwägung zusätzlicher Maßnahmen und
Initiativen zur Gewährleistung der langfristigen Schuldentrag-
fähigkeit durch eine erhöhte zuschussbasierte Finanzierung
und den 100-prozentigen Erlass der öffentlichen multilatera-
len und bilateralen Schulden der hochverschuldeten armen
Länder und nach Bedarf und je nach Fall die Erwägung einer
erheblichen Schuldenerleichterung oder -umstrukturierung für
Entwicklungsländer mit niedrigem und mittlerem Einkom-
men, deren Schuldenlast untragbar ist und die nicht Teil der In-
itiative für hochverschuldete arme Länder sind, sowie die Un-
tersuchung von Mechanismen zur umfassenden Bewältigung
der Schuldenprobleme dieser Länder; 

13. legt dem Pariser Club nahe, bei der Behandlung der
Schulden von Schuldnerländern mit niedrigem und mittlerem
Einkommen, die nicht Teil der Initiative für hochverschuldete
arme Länder sind, neben ihren Finanzierungslücken auch ihre
mittelfristige Schuldentragfähigkeit zu berücksichtigen, und
nimmt mit Anerkennung Kenntnis von dem Évian-Ansatz des
Pariser Clubs, der auf die spezifischen Bedürfnisse der Schuld-
nerländer zugeschnittene Entschuldungsbedingungen vor-
sieht, unter Beibehaltung des Schuldenerlasses für hochver-
schuldete arme Länder; 

14. betont die Notwendigkeit einer gezielten Auseinan-
dersetzung mit den Schuldenproblemen der Entwicklungslän-
der mit mittlerem Einkommen und betont in diesem Zusam-
menhang, wie wichtig der Évian-Ansatz des Pariser Clubs als
praktisches Mittel zur Auseinandersetzung mit dieser Frage
ist; 

15. bittet die Gläubiger und die Schuldner, zur Erleich-
terung der Schuldenlast der Entwicklungsländer mit niedri-
gem und mittlerem Einkommen, deren Schuldenlast untragbar
ist und die die Zugangsvoraussetzungen für die Initiative für
hochverschuldete arme Länder nicht erfüllen, auch weiterhin
nach Bedarf und dem Einzelfall angemessen Mechanismen
wie beispielsweise die Schuldenumwandlung einzusetzen,
und nimmt Kenntnis von den Erörterungen und Analysen des
Pariser Clubs zu dem Vorschlag über eine Umwandlung von
Schulden in Beteiligungen bei Projekten zur Erreichung der
Millenniums-Entwicklungsziele; 
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16. betont, dass weiter wirksame Maßnahmen ergriffen
werden müssen, vorzugsweise innerhalb der bestehenden Rah-
menbedingungen, um die Schuldenprobleme der am wenig-
sten entwickelten Länder zu bewältigen, namentlich durch den
Erlass multilateraler und bilateraler Schulden der am wenig-
sten entwickelten Länder bei öffentlichen wie privaten Gläu-
bigern;

17. bittet die Weltbank und den Internationalen Wäh-
rungsfonds erneut, die Gesamtauswirkungen der Rahmenleit-
linien zur Schuldentragfähigkeit der Länder mit niedrigem
Einkommen weiter zu beobachten, fordert Transparenz bei der
Erstellung der Bewertungen der Politik und der Institutionen
der einzelnen Länder und nimmt Kenntnis von der Offenle-
gung der von der Internationalen Entwicklungsorganisation
erstellten landesspezifischen Leistungsbewertungen, die Be-
standteil der Rahmenleitlinien sind; 

18. stellt fest, dass Ratingagenturen eine wichtige Rolle
spielen, wenn es um den Zugang eines Landes zu den interna-
tionalen Kapitalmärkten und die Kosten der dort aufgenom-
menen Kredite geht, fordert in diesem Zusammenhang die in-
ternationalen Finanz- und Bankinstitutionen auf, zu erwägen,
die Risikobewertungsmechanismen transparenter zu gestal-
ten, und stellt fest, dass bei den vom Privatsektor durchgeführ-
ten Bewertungen der hoheitlichen Länderrisiken in größtmög-
lichem Umfang strenge, objektive und transparente Parameter
angewandt werden sollten, was durch hochwertige Daten und
Analysen erleichtert werden kann; 

19. bittet die Geberländer, unter Berücksichtigung lan-
desspezifischer Schuldentragfähigkeitsanalysen ihre Bemü-
hungen um die Aufstockung der bilateralen Zuschüsse für Ent-
wicklungsländer als möglichen Beitrag zur mittel- bis langfri-
stigen Schuldentragfähigkeit fortzusetzen, und erkennt an,
dass die Länder in der Lage sein müssen, unter Aufrechterhal-
tung der Schuldentragfähigkeit Investitionen zu tätigen, unter
anderem in das Gesundheits- und das Bildungswesen; 

20. begrüßt und fordert Bemühungen seitens der interna-
tionalen Gemeinschaft um Flexibilität und betont die Notwen-
digkeit, diese Bemühungen fortzusetzen, wenn es darum geht,
den Entwicklungsländern in Postkonfliktsituationen, insbe-
sondere denjenigen, die hochverschuldet und arm sind, bei er-
sten Wiederaufbaumaßnahmen im Hinblick auf ihre wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung behilflich zu sein; 

21. begrüßt außerdem und bittet um Bemühungen der
Gläubiger, im Einzelfall flexibel auf die verschuldungsbezo-
genen Anliegen der von Naturkatastrophen betroffenen Ent-
wicklungsländer einzugehen;

22. begrüßt ferner und fordert Anstrengungen seitens der
internationalen Gemeinschaft, um den Aufbau institutioneller
Kapazitäten zur Bewirtschaftung finanzieller Vermögenswer-
te und Verbindlichkeiten in den Entwicklungsländern zu un-
terstützen und das nachhaltige Schuldenmanagement als fe-
sten Bestandteil nationaler Entwicklungsstrategien zu stärken; 

23. bittet die Handels- und Entwicklungskonferenz der
Vereinten Nationen, den Internationalen Währungsfonds und
die Weltbank, in Zusammenarbeit mit den Regionalkommis-
sionen, Entwicklungsbanken und anderen zuständigen multi-

lateralen Finanzinstitutionen und Interessenträgern ihre Ko-
operation bei Kapazitätsaufbaumaßnahmen auf dem Gebiet
des Schuldenmanagements in Entwicklungsländern fortzuset-
zen; 

24. fordert alle Mitgliedstaaten sowie das System der
Vereinten Nationen auf und bittet die Bretton-Woods-Institu-
tionen sowie den Privatsektor, geeignete Maßnahmen und In-
itiativen zu ergreifen, um die Verpflichtungen, Übereinkünfte
und Beschlüsse der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der
Vereinten Nationen, insbesondere soweit sie die Frage des
Auslandsverschuldungsproblems der Entwicklungsländer be-
treffen, umzusetzen; 

25. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der eine um-
fassende und sachbezogene Analyse der Auslandsverschul-
dungssituation und der Schuldendienstprobleme der Entwick-
lungsländer einschließt; 

26. beschließt, den Unterpunkt „Auslandsverschuldungs-
krise und Entwicklung“ unter dem Punkt „Fragen der makro-
ökonomischen Politik“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer
zweiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/189

Verabschiedet auf der 83. Plenarsitzung am 20. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/420/Add.4, Ziff. 15)40.

61/189. Internationales Jahr der Naturfasern 2009
Die Generalversammlung,

Kenntnis nehmend von der am 25. November 2005 verab-
schiedeten Resolution 3/2005 der Konferenz der Ernährungs-
und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen41,

sowie davon Kenntnis nehmend, dass die in zahlreichen
Ländern gewonnenen vielfältigen Naturfasern eine wichtige
Einkommensquelle für die Bauern sind und daher als Beitrag
zur Ernährungssicherheit und zur Beseitigung der Armut und
somit auch zur Erreichung der Millenniums-Entwicklungszie-
le eine wichtige Rolle spielen können,

1. beschließt, das Jahr 2009 zum Internationalen Jahr
der Naturfasern zu erklären; 

2. bittet die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisa-
tion der Vereinten Nationen, die Begehung des Jahres in Zu-
sammenarbeit mit Regierungen, regionalen und internationa-
len Organisationen, nichtstaatlichen Organisationen, dem Pri-
vatsektor und den zuständigen Organisationen des Systems der
Vereinten Nationen zu erleichtern sowie die Generalversamm-
lung über die diesbezüglichen Fortschritte unterrichtet zu hal-
ten; 

40 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von der Be-
richterstatterin des Ausschusses vorgelegt.
41 Food and Agriculture Organization of the United Nations, Report of the
Conference of FAO, Thirty-third Session, Rome, 19–26 November 2005
(C 2005/REP).




